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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(10. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/5544 - 


Sofortmaßnahmen zur Verbesserung des Verbraucherschutzes und zur 
Unterstützung der landwirtschaftlichen Betriebe erforderlich 


A. Problem 

Die Antragsteller bemängeln erhebliche Defizite der Bundesregierung bei der 
Bekämpfung der BSE-Krise und der Verbesserung des Verbraucherschutzes im 
Lebensmittelbereich und verweisen auf den drastischen Absatzrückgang bei 
Rindfleisch sowie die damit verbundenen existenziellen Probleme vieler Be- 
triebe. 

Die Bundesregierung wird daher zu einer Reihe von Maßnahmen aufgefordert, 
u. a. zur Verbesserung des Kontrollsystems bei Nahrungsmitteln sowie zur 
Übernahme der Kosten für die Entsorgung der tiermehlhaltigen Futtermittel- 
Altbestände durch die Bundesregierung. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Ablehnung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion der PDS 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 14/5544 abzulehnen. 


Berlin, den 28. März 2001 


Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Matthias Weisheit 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Matthias Weisheit 


I. Verfahrensablauf 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 158. Sitzung am 
15. März 2001 den Antrag auf Bundestagsdrucksache 
14/5544 zur federführenden Beratung an den Ausschuss für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft sowie 
zur Mitberatung an den Ausschuss für Gesundheit, den Aus- 
schuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
und den Haushaltsausschuss überwiesen. 

Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner 85. Sitzung 
am 28. März 2001 den Antrag mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung der 
Mitglieder der Fraktion der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 66. Sitzung am 28. März 2001 
die Ablehnung der Vorlage mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Mitglieder der 
Fraktionen der F.D.P. und PDS empfohlen. 

Der Haushaltsausschuss hat in seiner Sitzung am 28. März 
2001 den Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der PDS abgelehnt. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antragsteller stellt fest, dass Sofortmaßnahmen zur 
Verbesserung des Verbraucherschutzes und zur Unterstüt- 
zung der landwirtschaftlichen Betriebe dringend erforder- 
lich sind. Die Bundesregierung wird deshalb u. a. aufgefor- 
dert, Maßnahmen zu ergreifen, um die Verbraucher vor den 
gesundheitlichen Risiken im Zusammenhang mit der BSE- 
Krise bei der Verwendung von Lebensmitteln zu schützen, 
die existenziellen Probleme der Rindfleischerzeuger zu be- 
heben, das bei der Herauskaufaktion anfallende Fleisch 
einer sinnvollen Verwendung, wie z. B. zu humanitären 
Zwecken, zuzuführen, für die durch die BSE-Krise entstan- 
denen Kosten unverzüglich eine für die Betriebe tragbare 
Lösung herbeizuführen, das System der staatlichen Kontrol- 
len im Emährungs- und Futtermittelbereich neu zu gestalten 
und sich EU-weit für eine einheitliche Regelung einzuset- 
zen. 


III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnis 
im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft hat die Vorlage in seiner 63. Sitzung am 
28. März 2001 abschließend behandelt. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde kritisiert, dass fünf 
Monate nach Ausbruch der Krise die Kostenfrage immer 
noch nicht gelöst sei. Auch seien die Maßnahmen zur BSE- 
Bekämpfüng sowie zum Verbraucherschutz unzureichend. 

Die Bundesregierung wurde daher aufgefordert, diese Defi- 
zite abzubauen und sicherzustellen, dass das im Rahmen der 
Herauskaufaktion der EU anfallende Fleisch nicht vernich- 
tet, sondern sinnvoll verwertet werde. Auch seien die Preise 
für die angekauften Tiere inakzeptabel für die Landwirte. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde diese Kritik zurück- 
gewiesen. Zwar sei es unbefriedigend, dass die Frage der 
Finanzierung zwischen Bund und Ländern noch offen sei. 
Dies könne jedoch angesichts der enormen Folgekosten so- 
wie der finanziellen Auswirkungen der Maul- und Klauen- 
seuche nicht verwundern. Insofern könne die Bundesregie- 
rung hierfür nicht allein verantwortlich gemacht werden. Im 
Übrigen gebe es Bewegung in den Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern, die daher unterstützt werden sollten. 

Weiterhin wurde unterstrichen, dass dem Ausmaß der finan- 
ziellen Forderungen der Fraktion der CDU/CSU deshalb 
nicht entsprochen werden könne, da es im Widerspruch zu 
dem Konsolidierungskurs der Bundesregierung stehe. 

Hinsichtlich der Herauskaufaktion sei ebenfalls beabsich- 
tigt, die Tiere sinnvoll zu verwerten und nicht zu verbren- 
nen, wozu man in Kürze eine Zustimmung der EU erwarte. 
So würden z. B. mögliche Rindfleischlieferungen nach 
Nordkorea erwogen. 

Auch von der Fraktion der F.D.P. wurde erklärt, dass das 
Herauskaufprogramm der EU nur Unterstützung finde, wenn 
das Fleisch auch verwertet werden könne. Nachdem die 
Bundesregierung anfangs energisch ein entsprechendes Not- 
hilfeprogramm für Nordkorea abgelehnt habe, sei zu begrü- 
ßen, dass sie jetzt insoweit ihre Haltung geändert habe. 

Der Ausschuss hat die Vorlage mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der antragstellenden 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der PDS abgelehnt. 


Berlin, den 28. März 2001 


Matthias Weisheit 

Berichterstatter 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



